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Sehr geehrte Damen und Herren,

das Bayerische Landesprüfungsamt für Sozialver­
sicherung dürfte nur Fachleuten ein Begriff sein –  
und das, obwohl seine Arbeit so vielen Menschen  
in Bayern zu Gute kommt. Denn das Amt prüft die 
Geschäfts-, Betriebs- und Rechnungsführung der­
jenigen Sozialversicherungsträger, die unter der 
Aufsicht des Freistaats Bayern stehen. Immer wieder 
zeigt das Landesprüfungsamt Möglichkeiten auf, wie 
Prozesse effizienter gestaltet und Kosten gespart 
werden können. Die Prüferinnen und Prüfer wahren 
damit die Interessen aller bayerischen Beitragszahle­
rinnen und Beitragszahler.

Diese geräuschlose und konzentrierte Arbeit ist  
bisher wenig bekannt, das möchte ich gerne ändern! 
Der 70. Jahrestag seiner Gründung soll Anlass sein, 
sich genauer mit der Geschichte des Amtes zu 
befassen – und vor allem seine wichtige Arbeit zu 
würdigen.

Ich freue mich, Ihnen das Landesprüfungsamt für 
Sozialversicherung näher vorstellen zu dürfen.

Ihre 

Melanie Huml MdL
Bayerische Staatsministerin für  
Gesundheit und Pflege
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Errichtung nach dem  
Zweiten Weltkrieg

Zum 1. Januar 1949 wurden die Sozialversicherungs­
träger, die ihren Sitz in Bayern hatten oder dort eine 
Geschäfts- oder Verwaltungsstelle unterhielten, der 
Aufsicht des bereits 1946 wieder errichteten bayeri­
schen Landesversicherungsamts unterstellt. Gleich­
zeitig wurde das beim Landesversicherungsamt 
angesiedelte Prüfungsamt mit der Prüfung der 
Geschäfts-, Betriebs- und Rechnungsführung dieser 
Versicherungsträger betraut, denen auch die Kosten 
für die Prüfung auferlegt wurden. Damit war der 
Grundstein für die Arbeit des heutigen Bayerischen 
Landesprüfungsamtes für Sozialversicherung gesetzt.

Beginn der Prüftätigkeit

Im April 1949 nahm das Prüfungsamt beim Landes­
versicherungsamt dann seine Tätigkeit auf.  
Seiner Prüfpflicht unterstanden aus den Bereichen 

Krankenversicherung:
•  37 Ortskrankenkassen 
•  7 Landkrankenkassen
•  8 Innungskrankenkassen
•  187 Betriebskrankenkassen
•  13 Ersatzkassen

Unfallversicherung:
•  1 gewerbliche Berufsgenossenschaft
•  5 landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften und

Rentenversicherung:
•  5 Landesversicherungsanstalten.

1951 wurden der Bayerische Gemeindeunfallversiche­
rungsverband und die Staatliche Ausführungsbehörde 
für Unfallversicherung ausdrücklich der Prüfpflicht des 
Prüfungsamts zugewiesen. Da der Bundesminister für 
Arbeit dem Freistaat Bayern bis zu einer entsprechen­
den bundesgesetzlichen Regelung die Aufsicht über 
die bundesunmittelbaren Versicherungsträger mit Sitz 
in Bayern einschließlich der Süddeutschen Knapp­
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schaft übertragen hatte, wurden zudem einige Jahre 
auch diese Träger in die Prüfungen einbezogen. 
Darüber hinaus konnte der Bayerische Staatsminister 
für Arbeit und soziale Fürsorge „dem Landesversiche­
rungsamt weitere Prüfungen, insbesondere von 
Dienststellen und Einrichtungen in seinem Geschäfts­
bereich, übertragen“. 

Die Prüfung der Sozialversicherungsträger war nicht 
neu; so sollten u. a. früher bei den Landesversiche­
rungsanstalten eingerichtete Abteilungen Krankenver­
sicherung die Krankenkassen und eine beim Reichs­
versicherungsamt angesiedelte Gemeinschaftsstelle 
wiederum die Landesversicherungsanstalten und 
Großkassen prüfen. Jedoch hatten insbesondere die 
Kriegsereignisse dazu geführt, dass der überwiegende 
Teil der Versicherungsträger seit längerer Zeit keiner 
Prüfung mehr unterzogen worden war. Vorderste 
Aufgabe des neugeschaffenen Prüfungsamtes war 
somit, nach und nach alle Versicherungsträger einer 
gründlichen „ersten“ Prüfung zu unterziehen. Im Jahr 
1949 konnten von den zehn Prüfern des Prüfungsam­
tes immerhin sieben Krankenkassen, eine so genannte 
Sonderanstalt der Rentenversicherung und die 
gewerbliche Berufsgenossenschaft geprüft werden. 
Viele Beanstandungen, aufgedeckte Unterschlagun­
gen und grobe Mängel in der Geschäftsführung 
diverser Kassen zeigten, wie notwendig Prüfungen 
waren. 

In den Folgejahren nahm das Prüfungsamt seine 
Erkenntnisse aus den Prüfungen über häufige Mängel 
und erprobte Verfahren zum Anlass, in den jährlichen 
Geschäftsberichten des Landesversicherungsamtes 
viele allgemeine Hinweise und Empfehlungen zu 
veröffentlichen. Die noch nicht geprüften Träger 
wurden dadurch über mögliche Fehlerquellen und 
empfehlenswerte Verfahren informiert und konnten 
von sich aus Fehler und Mängel vorab beseitigen. Bis 
heute ist die Beratung der Träger ein wichtiger Aspekt 
der Arbeit des Landesprüfungsamtes.

Ende 1952 waren nahezu alle Träger einer Prüfung 
durch das Prüfungsamt unterzogen worden. Für die 
Zukunft sollten nun Prüfungen in Zeitabständen von 
etwa zwei Jahren stattfinden. Trotz Aufstockung des 
Prüfpersonals (Ende 1953 waren 20 Prüfungsbeamte 
im Einsatz) hemmten Sonderprüfungsaufträge, z. B. 
zur Erteilung der Entlastung der Geschäftsführung, 
dieses Vorhaben zunächst. Später wurde ein zweijähri­
ger Prüfturnus nicht mehr als zwingend notwendig 
erachtet, wenn Versicherungsträger der Empfehlung 
des Landesprüfungsamtes folgend Innenrevisionen 
einrichteten und für eine ausreichende interne 
Selbstprüfung sorgten.
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Unabhängigkeit in der Durchführung der Aufgaben 

Mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes am 24. Mai 
1949 unterstand der Freistaat Bayern dessen Vorgaben 
zur Gesetzgebungskompetenz. Dies machte sich bald 
auch bei der Zuständigkeit für die Rechtsprechung im 
Bereich Sozialversicherung bemerkbar. Das Sozialge­
richtsgesetz vom 3. September 1953 eröffnete den 
Rechtsweg zu den Sozialgerichten als eigenständiger 
Gerichtsbarkeit; der Freistaat Bayern errichtete 
Sozialgerichte und ein Landessozialgericht. Das 

Bayerische Landesversicherungsamt, das bisher 
„oberste Spruch-, Beschluss- und Aufsichtsbehörde 
der Sozialversicherung in Bayern“ war und dem 
neben aufsichtlichen Aufgaben insbesondere auch 
solche streitentscheidender Art oblagen, wurde 
aufgelöst. Letztere gingen auf die Sozialgerichte über. 
Seine Aufgaben und Befugnisse als Aufsichtsbehörde 
über die Versicherungsträger wurden auf das Bayeri­
sche Staatsministerium für Arbeit und soziale Fürsor­

Belegschaft des 
Landesprüfungs­
amtes 1984
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ge übertragen. Das bisherige Prüfungsamt beim 
Landesversicherungsamt wurde in „Bayerisches 
Landesprüfungsamt für Sozialversicherung“ 
umbenannt und in das Staatsministerium für 
Arbeit und soziale Fürsorge organisatorisch 
eingegliedert. Gleichzeitig wurde die Unabhängig­
keit des Landesprüfungsamtes in der Durchfüh­
rung seiner Aufgaben gesetzlich festgelegt.

Das Staatsministerium für Arbeit und soziale 
Fürsorge hatte bis zum Bezug des Neubaus in der 
Winzererstraße Mitte der 80er Jahre des zwan­
zigsten Jahrhunderts seine Dienststellen über 
„ganz München“ verteilt. Das Landesprüfungsamt 
war lange Jahre in der so genannten „Bürger­
meistervilla“ in der Ismaningerstraße 95 unterge­
bracht und führte dort nicht nur ein aufgabenbe­
zogenes, sondern auch ein räumlich 
unabhängiges Dasein. 

Dienstsitz in der 
„Bürgermeistervilla“
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Der „Prüfleitfaden“

1956 gab das Landesprüfungsamt den „Leitfaden für 
die Prüfung der Geschäfts-, Betriebs- und Rechnungs­
führung der Sozialversicherungsträger“ heraus. 
Dieses umfangreiche Werk gab den Prüfern Handrei­
chungen für die Durchführung der Prüfung und 
erläuterte ausführlich Prüfungsstoff und Prüfungsme­
thoden. Der Leitfaden beschrieb daneben die beson­
deren rechtlichen Verhältnisse bei Krankenversiche­

rung, Unfallversicherung, Invalidenversicherung 
(einschließlich der übertragenen Staatsaufgabe 
Blindengeld für Friedensblinde) und Kindergeldleis­
tungen (die hierfür zuständigen Familienausgleichs­
kassen waren ab dem 14. November 1954 bei den 
Berufsgenossenschaften angesiedelt) und erörterte 
alle Träger gemeinsam betreffende Prüfthemen.  

Seinem Beratungsauftrag folgend bot das Landesprü­
fungsamt den Leitfaden gegen eine geringe Gebühr 
auch den geprüften Einrichtungen zum Erwerb an. Im 
Landesprüfungsamt archivierte Bestellungen belegen, 
dass dieses Angebot von vielen Trägern angenommen 
wurde. 

Der Leitfaden wurde in den sechziger Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts um die Anleitung zur 
Prüfung der Geschäfts-, Betriebs- und Rechnungsfüh­
rung der Landwirtschaftlichen Alterskasse ergänzt. 
Später gab es andere Arbeitsanweisungen und 
Handbücher zur Prüfungsdurchführung, die allerdings 
nur mehr für den internen Gebrauch bestimmt waren 
und nicht mehr den geprüften Trägern zur Verfügung 
gestellt wurden. 
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Die Neuordnung des Sozialrechts 

Ab 1976 wurde Zug um Zug das Sozialrecht bundes­
weit neu kodifiziert: Die Sozialgesetzbücher ersetzten 
nach und nach die Reichsversicherungsordnung, in 
der seit 1911 die meisten Gesetze zur Sozialversiche­
rung zusammengefasst waren. In Folge dessen erließ 
der Freistaat Bayern am 10. August 1982 das Ausfüh­
rungsgesetz zum Sozialgesetzbuch. In dieses Gesetz 
wurden auch die Regelungen zum Landesprüfungs­
amt aufgenommen und klargestellt, dass alle landes­
unmittelbaren Versicherungsträger der Prüfpflicht des 
Landesprüfungsamtes unterlagen. 

Besondere Bedeutung für das Landesprüfungsamt 
hatte das Inkrafttreten des § 274 SGB V am 1. Januar 
1990. Mit dieser Norm wurde, wie in Bayern schon seit 
Jahren vorgeschrieben, bundesweit die Verpflichtung 
eingeführt, die Geschäfts-, Rechnungs- und Betriebs­
führung  der Krankenkassen, ihrer Verbände sowie der 
Arbeitsgemeinschaft Medizinischer Dienst der Kran­
kenversicherung zu prüfen. Dabei wurde die Übertra­
gung dieser Prüfaufgabe auf eine öffentlich-rechtliche 
Prüfeinrichtung, die wie das bayerische Landes­
prüfungsamt bei der Durchführung der Prüfungen 
unabhängig ist, in das Ermessen der grundsätzlich für 

die Prüfaufgaben zuständigen obersten Bundes- und 
Landesbehörden gestellt. In den Folgejahren wurde 
die bundesweite Prüfpflicht auch auf die Kassenärztli­
chen Vereinigungen, die Pflegekassen, die Landwirt­
schaftlichen Alterskassen und Berufsgenossenschaf­
ten, die Ausschüsse und Geschäftsstellen nach § 106 
SGB V (ab 1. Juli 2008 Prüfstelle und Beschwerdeaus­
schuss nach § 106 SGB V) und die Arbeitsgemein­
schaften erweitert. Abstimmungen unter den verschie­
denen Prüfbehörden, bundesweite Prüfvorgaben und 
-anleitungen sowie gemeinsame Prüfungen und ein 
mindestens fünfjähriger Prüfturnus waren von da an 
bei den Prüfungen im Rahmen von § 274 SGB V zu 
beachten. Eine rege Zusammenarbeit der Prüfdienste 
entstand. Die Prüfdienste treffen sich seither regelmä­
ßig zum Gedanken- und Erfahrungsaustausch, erarbei­
ten zusammen neue Prüfmethoden und Prüfinhalte 
und bieten gemeinsame Fort- und Weiterbildungsver­
anstaltungen für die Prüfungsbeamten an. 
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Wichtige Ereignisse 

Viele Faktoren prägten in der Vergangenheit die Arbeit 
des Landesprüfungsamtes. Gesellschaftliche Entwick­
lungen, sozialpolitische Neuerungen, aber auch 
Schwankungen bei den finanziellen Ressourcen der 
Versicherungsträger fanden ihren Niederschlag im 
Beitrags- und Leistungsrecht der verschiedenen 
Versicherungszweige, führten zu neuen Aufgaben oder 
zum Wegfall von Zuständigkeiten bei den Trägern.  
Mit Einführung der Pflegeversicherung wurde 1995 
gar ein neuer Versicherungszweig begründet. Daneben 
beschäftigten die Prüfer auch immer wieder Sonder­
prüfungen, etwa auf Bitten der Aufsichtsbehörden. 
Dazu kamen interne Neuerungen im Landesprüfungs­
amt. Hier ein kurzer Überblick über die wichtigsten 
Ereignisse: 

• � 1957 wurden bei den Landwirtschaftlichen Berufsge­
nossenschaften Landwirtschaftliche Alterskassen 
und 1972 spezielle Landwirtschaftliche Krankenkas­
sen errichtet. Die für Bayern zuständigen Landwirt­
schaftlichen Alterskassen und Krankenkassen 
wurden der freistaatlichen Aufsicht unterstellt und 
unterlagen damit automatisch der Prüfpflicht des 
Landesprüfungsamtes.

• � Mit der Auflösung der Familienausgleichskassen bei 
den Berufsgenossenschaften entfiel 1964 die 
Prüfung von Kindergeldleistungen als Prüfaufgabe. 

• � Ende der sechziger Jahre unterzog das Landesprü­
fungsamt, „im Auftrag“ des zuständigen schles­
wig-holsteinischen Ministeriums die damalige 
Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein 
einer umfassenden Prüfung. 

• � 1979 wurde im Auftrag des damaligen Bayerischen 
Staatsministers für Arbeit und Sozialordnung die 
Geschäfts-, Betriebs- und Rechnungsführung der 
Akademie für Psychoanalyse und Psychotherapie 
e.V. geprüft.

• � 1989 ging die Blindengeldzahlung in Bayern auf die 
Versorgungsämter über und wurde somit Teil der 
unmittelbaren Staatsverwaltung. Die Prüfpflicht 
durch das Landesprüfungsamt entfiel. 

• � Auf Ersuchen der Berufsförderungswerke München 
und Nürnberg, zwei gemeinnützigen GmbHs (mit 
den damaligen bayerischen Landesversicherungsan­
stalten als Mit-Gesellschaftern), wurden in den 
siebziger und achtziger Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts immer wieder deren Jahresabschlüsse 
geprüft. Grundlage für die Prüfungsersuchen waren 
die Gesellschaftsverträge für die beiden Berufsförde­
rungswerke, die ein Prüfrecht durch das Landesprü­
fungsamt vorsahen. 
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• � Nach der Wiedervereinigung Deutschlands am  
3. Oktober 1990 unterstützte das Landesprüfungsamt 
die Aufbauarbeit in den neuen Ländern mit der 
Entsendung von Fachkräften zum Aufbau eines 
funktionierenden Krankenversicherungswesens und 
zur Durchführung von Prüfungen bei Sozialversiche­
rungsträgern im Auftrag des Freistaats Sachsen. 

• � 1991 wurde erstmals eine Beamtin als Prüferin ins 
Landesprüfungsamt berufen. Das bis dahin aus­
schließlich männlichen Prüfungsbeamten vorbehal­
tene „Prüfgeschäft“ wurde damit auch Frauen 
zugänglich.  

• � Der 1994 in der allgemeinen Krankenversicherung 
und 1995 auch in der Rentnerkrankenversicherung 
eingeführte Risikostrukturausgleich und seine 
Weiterentwicklungen 2002 und vor allem 2009 
erforderten neue Prüfansätze. Für diese neu hinzuge­
kommenen umfangreichen Prüfaufgaben wurden 
zusätzliche Prüfungsbeamte eingestellt. 

• � Zum 1. Januar 1995 wurde die Pflegeversicherung 
eingeführt. Die bei den landesunmittelbaren Kran­
kenkassen errichteten Pflegekassen unterfielen der 
Prüfung des Landesprüfungsamtes.

• � Die Aufsichtsbehörden der Gesellschafter des 
Rechenzentrums Würzburg beschlossen 2002,  
die in § 23 des Gesellschaftsvertrags der Deutschen 
Rentenversicherung – Rechenzentrum Würzburg 
GmbH festgelegten aufsichtlichen Prüf- und Kont­
rollrechte an das damalige Bayerische Staatsminis­
terium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und 
Frauen zu übertragen. Die zuständige Abteilung des 
Ministeriums bat daraufhin das Landesprüfungsamt, 
das Rechenzentrum in die turnusmäßigen Prüfungen 
einzubeziehen.

• � 2007 widmete sich das Landesprüfungsamt, beauf­
tragt vom saarländischen Sozialministerium, der 
gründlichen Prüfung des Verwaltungshandelns der 
in Saarbrücken ansässigen Deutschen Rentenversi­
cherung Saarland.

• � Als weitere Prüfaufgabe im Prüfbereich Krankenver­
sicherung kam 2013 die Prüfung der Beiträge 
sonstiger Mitglieder an den Gesundheitsfonds hinzu.

• � Verstärkte Outsourcing-Tendenzen bei den Versiche­
rungsträgern führten 2013 dazu, dass das Prüfrecht 
bezüglich Dritter, an die die Versicherungsträger 
Aufgaben übertragen haben, in das Gesetz zur 
Ausführung der Sozialgesetze aufgenommen wurde.
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Entwicklung der 
Versicherungsträger

Erheblichen Einfluss auf das Prüfgeschehen hatte die 
organisatorische Entwicklung der Versicherungsträger. 
Anfang 1995 fielen folgende Einrichtungen unter die 
Prüfpflicht des Landesprüfungsamtes: 

• � 39 Allgemeine Ortskrankenkassen mit 39 Pflegekassen
• � 15 Innungskrankenkassen mit 15 Pflegekassen 
• � 53 Betriebskrankenkassen mit 53 Pflegekassen
• � 1 Medizinischer Dienst der Krankenversicherung
• � 1 Kassenärztliche Vereinigung
• � 1 Kassenzahnärztliche Vereinigung 
• � 5 Landwirtschaftliche Krankenkassen mit 5 Pflege­

kassen
• � 5 Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften
• � 5 Landwirtschaftliche Alterskassen
• � 5 Landesversicherungsanstalten mit 23 Kliniken 
• � 2 Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand
• � diverse Arbeitsgemeinschaften und Verbände.

Im Jahr 2018 waren es nur noch 
• � 1 Allgemeine Ortskrankenkasse mit 1 Pflegekasse
• � 6 Betriebskrankenkassen mit 6 Pflegekassen
• � 1 Medizinischer Dienst der Krankenversicherung
• � 1 Kassenärztliche Vereinigung
• � 1 Kassenzahnärztliche Vereinigung
• � 3 Träger der Deutschen Rentenversicherung mit 19 

Kliniken
• � 1 Rechenzentrum der Rentenversicherung
• � 2 Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand
• � diverse Arbeitsgemeinschaften und Verbände.

Fusionen unter den Versicherungsträgern führten 
einerseits dazu, dass die Anzahl der Versicherungsträ­
ger insgesamt zwar abnahm, die nun zu prüfenden 
fusionierten Versicherungsträger aber deutlich größer 
wurden. Dies betraf besonders den Bereich der 
Allgemeinen Ortskrankenkassen, wo zum 1. Juni 1995 
aus 39 selbständigen Krankenkassen die Allgemeine 
Ortskrankenkasse Bayern entstand. Gleiches galt für 
die angegliederten Pflegekassen. Einen größeren 
Umbruch gab es auch bei den Rentenversicherungs­
trägern (die früheren Landesversicherungsanstalten 
firmieren seit 1. Oktober 2005 als Deutsche Rentenver­
sicherung). In Bayern entstand zum 1. Januar 2007 aus 
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Aktuell unter  
die Prüfpflicht  
fallende  
Einrichtungen 

Träger der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung

AOK Bayern – Die Gesundheitskasse und Pflegekasse
kubus IT
BKK AKZO Nobel Bayern und Pflegekasse
BKK Stadt Augsburg und Pflegekasse
BKK Faber-Castell & Partner und Pflegekasse
Krones Betriebskrankenkasse und Pflegekasse
BKK Textilgruppe Hof und Pflegekasse
Koenig & Bauer BKK und Pflegekasse

Träger der gesetzlichen Rentenversicherung

Deutsche Rentenversicherung Bayern Süd
Deutsche Rentenversicherung Schwaben
Deutsche Rentenversicherung Nordbayern
Deutsche Rentenversicherung Rechenzentrum Würzburg GmbH

Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

Kommunale Unfallversicherung Bayern
Bayerische Landesunfallkasse 

Kassenärztliche Vereinigung Bayerns

Kassenzahnärztliche Vereinigung Bayerns

BKK Landesverband Bayern 

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung Bayern

Prüfstelle Ärzte Bayern 

Beschwerdeausschuss Ärzte Bayern

Prüfstelle Zahnärzte Bayern 

Beschwerdeausschuss Zahnärzte Bayern 
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der Deutschen Rentenversicherung Oberbayern und 
der Deutschen Rentenversicherung Niederbay­
ern-Oberpfalz die Deutsche Rentenversicherung 
Bayern Süd und zum 1. Januar 2008 aus der Deut­
schen Rentenversicherung Ober- und Mittelfranken 
und der Deutschen Rentenversicherung Unterfranken 
die Deutsche Rentenversicherung Nordbayern. 

Auf der anderen Seite wurden „bayerische Versiche­
rungsträger“ mit Versicherungsträgern außerhalb 
Bayerns zusammengelegt oder deren Tätigkeit über 
die bayerische Landesgrenze hinaus ausgedehnt. 
Soweit dies zu einer örtlichen Zuständigkeit der Träger 
über das Gebiet von mehr als drei Ländern führte, 
ging automatisch das Aufsichtsrecht des Freistaats 
Bayern auf den Bund über und die Prüfpflicht des 
Landesprüfungsamts entfiel. Das wirkte sich bei bisher 
landesunmittelbaren Betriebskrankenkassen, ganz 
besonders aber bei den Landwirtschaftlichen Sozial­
versicherungsträgern aus, die zum 1. Januar 2013 
bundesweit fusioniert wurden und seither der Aufsicht 
des Bundesversicherungsamtes unterliegen. Allein 
dadurch reduzierte sich die Anzahl der vom Landes­
prüfungsamt zu prüfenden Träger um weitere acht 
Körperschaften. 

Neuausrichtung der 
Prüftätigkeit

Der Wandel in der Trägerlandschaft, die komplexeren 
Strukturen, der unaufhaltsame Fortschritt im Bereich 
der Informationsverarbeitung – all dies erforderte eine 
Neuausrichtung der Prüftätigkeit des Landesprüfungs­
amtes. Seit einigen Jahren wird daher von den früher 
üblichen Prüfungen der gesamten Verwaltung Abstand 
genommen und mehr Gewicht auf Themen- und 
Schwerpunktprüfungen gelegt. Die einzelnen Prüfun­
gen gerade bei den größeren Trägern wurden dadurch 
deutlich kürzer. Die Träger haben seither allerdings mit 
häufigeren kleineren Prüfungen zu rechnen. Zudem ist 
bei Prüfungen nach § 274 SGB V der gesamte Ge­
schäftsbetrieb mindestens alle fünf Jahre zu prüfen. 
Themen- und Schwerpunktprüfungen erlauben den 
Prüferinnen und Prüfern allerdings auch, tiefer in die 
jeweilige Materie einzudringen und Schwachstellen in 
Organisation und Rechtsanwendung gezielter zu 
ermitteln. 

Der Übergang der Versicherungsträger auf die papier­
lose Vorgangsbearbeitung bzw. Archivierung erforder­
te technische Lösungen, um fundierte Prüfungen auch 
weiterhin möglich zu machen. Positiv wirkte sich hier 
die ab 1. März 2017 in § 274 Abs. 1 Satz 6 SGB V 
aufgenommene Regelung aus, wonach die Prüfbehör­
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den bestimmen können, dass die zu prüfenden Daten 
elektronisch und in einer bestimmten Form zur 
Verfügung gestellt werden. Mit verschiedenen Trägern 
wurden zudem Vereinbarungen getroffen, um extern 
einen elektronischen Zugang zu den zu prüfenden 
Daten und damit ein reibungsloses Prüfgeschehen 
auch weiterhin zu gewährleisten.

Prüfungsergebnisse

Über die langen Jahre regelmäßiger Prüfungen 
konnten die Prüferinnen und Prüfer den geprüften 
Trägern wiederholt gute Ergebnisse bescheinigen. 
Während der Prüfung erteilte Ratschläge und Empfeh­
lungen wurden oft noch vor Abschluss der Prüfung 
umgesetzt. Allerdings gab es zum Teil auch erhebliche 
Qualitätsmängel und divergierende Auffassungen bei 
den geprüften Einrichtungen. Gelegentlich wurden 
schwerwiegende Verstöße gegen geltendes Recht 
aufgedeckt, die sofortiges Handeln erforderten. Da das 
Landesprüfungsamt zwar Verstöße feststellen, sie 
jedoch nicht selbst ahnden kann, wurden die proble­
matischen Fälle mit entsprechenden Vermerken zur 
Einleitung weiterer rechtsaufsichtlicher Maßnahmen 
an die Aufsichtsbehörde weitergegeben. 
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Organisatorische Einordnung und Gliederung  
des Landesprüfungsamtes

2013 bestimmte der Bayerische Ministerpräsident, 
bestätigt durch Beschluss des Bayerischen Landtags, 
die Zahl und Abgrenzung der Geschäftsbereiche der 
Staatsregierung neu. Das Bayerische Landesprüfungs­
amt für Sozialversicherung wurde im Zuge dessen 
dem neu gegründeten Bayerischen Staatsministerium 
für Gesundheit und Pflege zugeordnet. Dieses über­
nahm, dem Aufgabenrahmen entsprechend, auch die 
Aufsichtszuständigkeit für die Krankenversicherungs­

Dienstsitz 2019

träger und ihre Verbände vom bisherigen Bayerischen 
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz und für die Pflegeversicherungs­
träger und ihre Verbände vom Bayerischen Staats­
ministerium für Arbeit und Soziales, Familie und 
Integration. Die Aufsicht über Renten- und Unfallver­
sicherungsträger in Bayern verblieb dagegen beim 
Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozia­
les, Familie und Integration.
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Das Landesprüfungsamt ist heute Teil der Abteilung 6 
„Zukunftsfragen, Innovation, Landesprüfungsamt für 
Sozialversicherung“ des Ministeriums und gliedert 
sich in die Referate 

• � LPrA 1 „Rentenversicherung, Unfallversicherung“
• � LPrA 2 „Gesetzliche Krankenversicherung, Pflegever­

sicherung“
• � LPrA 3 „Trägerübergreifende Aufgaben“.

Belegschaft 
des Landes­
prüfungsamtes 
im März 2019

Personell ist das Landesprüfungsamt derzeit (Stand  
1. Januar 2019) mit 19 Prüferinnen und Prüfern aus- 
gestattet, die ihrer Prüfaufgabe soweit nötig vor Ort 
durch persönliche Inaugenscheinnahme, anhand von 
in Papierform bzw. digital zu Verfügung gestellten 
Dokumenten im Dienstbüro oder an speziell eingerich­
teten und datenmäßig geschützten Telearbeitsplätzen 
nachkommen. 
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Finanzierung des  
Landesprüfungsamtes

Wie schon im Jahre 1949 gesetzlich geregelt, sind die 
Kosten des Landesprüfungsamtes grundsätzlich von 
den zu prüfenden Einrichtungen dem Staatshaushalt 
zu erstatten. Heute finden diese Erstattungspflicht und 
deren Modalitäten ihre Rechtsgrundlage nicht nur im 
Landesrecht, sondern auch in den bundesgesetzlichen 
Vorschriften. 

Ausblick

2017 betrug die Summe der Haushaltsansätze der 
unter der Aufsicht des Freistaats stehenden Sozialver­
sicherungsträger über 42 Milliarden Euro. Damit 
veranschlagten die Sozialversicherungsträger allein 
rund 73 % dessen, was der Freistaat Bayern im 
Staatshaushalt für seine Aufgaben vorgesehen hatte. 
Solch beachtliche Summen gilt es, korrekt und der 
Sache angemessen zu verwalten. 

Das Landesprüfungsamt hat im Bereich der Sozialver­
sicherung im Hinblick auf seinen Prüfauftrag, seine 
Kontrollfunktion und Unabhängigkeit eine dem Bayeri­
schen Obersten Rechnungshof vergleichbare Position. 

So wie jener „ein Auge“ auf die korrekte und wirt­
schaftliche Verwendung von Steuergeldern hat, wacht 
das Amt mit seinen Prüfungen darüber, dass die 
Sozialversicherungsträger ihre Aufgaben den Beitrags­
zahlern und Anspruchsberechtigten gegenüber 
ordnungsgemäß erfüllen und den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachten.

Auch wenn zwischenzeitlich mehr und mehr elektroni­
sche Sicherungssysteme die ordnungsgemäße 
Aufgabenerfüllung bei den Versicherungsträgern 
unterstützen, so können die betriebseigenen techni­
schen Kontrollen doch nicht die Kontrolle durch eine 
externe Prüfbehörde ersetzen. Fortlaufende Neurege­
lungen und Nachbesserungen bei den Sozialversiche­
rungsgesetzen erfordern einen stets wachsamen Blick 
von außen auf die Abläufe. Und nicht zu unterschätzen 
ist: Die Technik kann nur das umsetzen, was ihr in 
richtiger Weise vorgegeben wird. 

Der unabhängige Blick auf das Verwaltungsgeschehen 
kann im Übrigen nur von einer Prüfeinrichtung 
wirklich erwartet werden, die die Prüfung ohne eigene 
wirtschaftliche oder finanzielle Interessen durchführt. 
Dies ist nur bei einer öffentlich-rechtlichen Prüfbehör­
de der Fall (weiterführende Gedanken zur Unabhän­
gigkeit von Prüfungen in der Sozialversicherung siehe 
in einem Beitrag in Neue Zeitschrift für Sozialrecht 
NZS Heft 24/2017, 933 ff.). 
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